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W141 2173262-1/9E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als Einzelrichter (iber die Beschwerde
von XXXX, geboren amXXXX, VN XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fUr Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle Wien, vom 15.09.2017, OB XXXX, betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines
Parkausweises gemafd § 29b StVO, zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und der angefochtene Bescheid ersatzlos behoben.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Die Beschwerdefuhrerin ist seit 30.06.2008 Inhaberin eines Behindertenpasses.

1.1. Die Beschwerdefiihrerin hat unter Vorlage eines Befundkonvolutes am 04.07.2017 bei der belangten Behorde
einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel" und
Ausstellung eines Ausweises gemal3 § 29b StVO gestellt.

1.2. Die belangte Behérde hat zur Uberpriifung des Antrages ein auf der persénlichen Untersuchung der
Beschwerdefiihrerin am 29.08.2017 basierendes medizinisches Sachverstandigengutachten von Dr. XXXX, Arzt fur
Allgemeinmedizin, mit dem Ergebnis eingeholt, dass die Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel

gegeben sei.
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1.3. Mit dem angefochtenen Bescheid hat die belangte Behdrde den Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises
gemal’ 8 29b StVO abgewiesen.

2. Gegen diesen Bescheid wurde von der Beschwerdefihrerin fristgerecht Beschwerde erhoben. Unter Vorlage von
Beweisen wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass es ihr nicht méglich sei, mit dem Rollator in die StraBenbahn
einzusteigen, da ihr die Kraft in ihren Beinen fehle. Sie beziehe die Pflegestufe 2.

2.1. Mit - im Bundesverwaltungsgericht am 13.10.2017 eingelangten - Schreiben vom 12.10.2017 hat die belangte
Behorde den Verwaltungsakt und die Beschwerde vorgelegt.

2.2. Zur Uberprifung des Beschwerdegegenstandes wurde durch das Bundesverwaltungsgericht ein &rztliches
Sachverstandigengutachten von Dr. XXXX, Fachdrztin fir Psychiatrie und Neurologie, basierend auf der personlichen
Untersuchung der Beschwerdefiihrerin am 09.01.2018, mit dem Ergebnis eingeholt, dass die Voraussetzungen fur die
begehrte Zusatzeintragung vorlagen.

2.3. Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes W141 2175566-1/10E vom 03.05.2018 wurde der Beschwerde der
Beschwerdefihrerin betreffend der Abweisung des Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der

Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel" stattgegeben.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Da sich die Beschwerdefihrerin mit der Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Ausweises gemal3§ 29b StVO
nicht einverstanden erklart hat, war dies zu Uberprufen.

1. Feststellungen:

Der Beschwerde der BeschwerdefUhrerin wurde bezlglich Abweisung des Antrages auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit ~der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes W141 2175566-1/10E vom 03.05.2018 stattgegeben.

Die Beschwerdefuhrerin verflugt somit Uber einen Behindertenpass mit der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung".

2. Beweiswurdigung:

Aufgrund der vorliegenden Beweismittel und des Aktes der belangten Behdrde ist das Bundesverwaltungsgericht
(BVWG) in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein
ausreichendes Bild zu machen. Die freie Beweiswirdigung ist ein Denkprozess, der den Regeln der Logik zu folgen hat
und im Ergebnis zu einer Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch empirischen Sachverhalts, also
von Tatsachen, fuhrt. Der Verwaltungsgerichtshof flhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier
Beweiswurdigung nur dann als erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens
ausreichende und sichere Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013,
1015/76).

Hauer/Leukauf, Handbuch des dsterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fUr und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)".

Die BeschwerdefUhrerin ist im Besitz eines Behindertenpasses und verfugt Uber die erforderliche Voraussetzung der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der Benutzung  offentlicher  Verkehrsmittel ~wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung".
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Bei dieser Sachlage konnte das Bundesverwaltungsgericht als Ergebnis seiner nachvollziehbaren Beweiswurdigung zu
Recht feststellen, dass die unbedingt erforderlichen Voraussetzungen nach § 29b StVO fur die Ausstellung eines
Parkausweises vorliegen und der Beschwerde somit stattzugeben ist.

Die Angaben der Beschwerdefihrerin konnten durch das vom Bundesverwaltungsgericht eingeholte
Sachverstandigengutachten objektiviert werden. Der Beschwerde war daher ein geeignetes Vorbringen zu entnehmen,
dass zu einer anderen Beurteilung des vorliegenden Falles gefuhrt hat.

3. Rechtliche Beurteilung:

Gemall §&§ 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI. | Nr. 10/2013 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in Verfahren auf Ausstellung eines Ausweises gemaR§ 29b Abs. 1 StVO eine Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat nicht vorgesehen ist, liegt somit im gegenstandlichen Fall

Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Gber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF,
geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrvVG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprifen.

Gemal 8 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal 8 28 Abs. 2 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

GemdafR8 29b Abs. 1 StVO 1960 ist Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem
Bundesbehindertengesetz, BGBI. Nr. 283/1990, die Uber die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung
offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung" verfugen, als
Nachweis Uber die Berechtigungen nach Abs. 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen
ein Ausweis auszufolgen. Die naheren Bestimmungen Uber diesen Ausweis sind durch Verordnung des
Bundesministers flr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu treffen.

GemalR § 29b Abs. 6 StVO 1960 verlieren Ausweise, die vor dem 1. Janner 2001 ausgestellt worden sind und der
Verordnung des Bundesministers fur Verkehr vom 16. November 1976, BGBI. Nr. 655/1976, zuletzt geandert durch
BGBI. Nr. 80/1990, entsprechen, ihre Gultigkeit mit 31. Dezember 2015. Ausweise, die nach dem 1. Janner 2001
ausgestellt worden sind und der Verordnung des Bundesministers fur Verkehr, Innovation und Technologie Uber den
Ausweis fur dauernd stark gehbehinderte Personen (Gehbehindertenausweisverordnung), BGBI. Il Nr. 252/2000,
entsprechen, bleiben weiterhin gultig.
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Gemal? § 3 Abs. 1 der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpdssen und Parkausweisen ist zum Nachweis
dass der Behindertenpassinhaber/die Behindertenpassinhaberin, der/die Uber die Eintragung "Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung"
verflgt, die im 8 29b Abs. 2 bis 4 der Stral3enverkehrsordnung 1960, BGBI. 159 (StVO) genannten Berechtigungen in
Anspruch nehmen kann, ihm/ihr ein Parkausweis auszustellen. Die in einem giltigen Behindertenpass enthaltene
Eintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung
oder Blindheit" ist der Eintragung "Unzumutbarkeit der Benitzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter

Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" gleichzuhalten.

Wie unter Punkt Il. 1. festgestellt, ist die Beschwerdefuhrerin aufgrund des Erkenntnisses vom 03.05.2018, W141
2175566-1/10E, Inhaberin eines Behindertenpasses mit der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung

offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung".

Da die Voraussetzungen fir die Ausstellung eines Ausweises gemal38 29b StVO 1960 vorliegen, war spruchgemal zu

entscheiden.
2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Gemal § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts

wegen eine offentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren.
Gemal} § 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurlickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene

Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder
2. die SGumnisbeschwerde zurilickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemal 8 24 Abs. 3 VWGVG hat der Beschwerdefuhrer die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung

einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden.

GemalR8 24 Abs. 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen.

Weiters kann das Verwaltungsgericht gema8 24 Abs. 5 VwGVG von der Durchfiihrung (Fortsetzung) einer
Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrtcklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
(fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.

In seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schadler-Eberle/Liechtenstein) hat der EGMR in Weiterfihrung seiner
bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren geben wirde, in denen eine Verhandlung nicht geboten sei, etwa
wenn keine Fragen der Beweiswurdigung auftreten wirden oder die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien,
sodass eine Verhandlung nicht notwendig sei und das Gericht auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der
schriftlichen Unterlagen entscheiden kdnne (VWGH 03.10.2013, ZI. 2012/06/0221).

Im gegenstandlichen Fall wird das Unterlassen einer mundlichen Verhandlung darauf gestitzt, dass der Sachverhalt
hinreichend geklart erschien und er weder in wesentlichen Punkten erganzungsbedurftig war noch in entscheidenden
Punkten als nicht richtig erschien. Zudem liegt eine Rechtsfrage von keiner besonderen Komplexitat vor (vgl. zum
Erfordernis einer schlissigen Beweiswurdigung im erstinstanzlichen Bescheid und zur Verhandlungspflicht bei
Neuerungen VwGH 11.11.1998, 98/01/0308, und 21.01.1999, 98/20/0339; zur Bekampfung der Beweiswurdigung in der
Berufung VwGH 25.03.1999, 98/20/0577, und 22.04.1999,98/20/0389; zum Abgehen von der erstinstanzlichen
Beweiswirdigung VwGH 18.02.1999, 98/20/0423; zu Erganzungen des Ermittlungsverfahrens VwWGH 25.03.1999,
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98/20/0475; siehe auch VfSlg. 17.597/2005; VfSlg. 17.855/2006; zuletzt etwa VfGH 18.6.2012, B 155/12, wonach eine
mundliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt unbestritten und die Rechtsfrage von keiner
besonderen Komplexitat ist). Das Bundesverwaltungsgericht hat vorliegend daher ausschliel3lich Uber eine Rechtsfrage
zu erkennen (vgl. EGMR 20.6.2013, Appl. Nr. 24510/06, Abdulgadirov/AZE, Rz. 34 ff). Dem Entfall der Verhandlung
stehen auch weder Art 6. Abs. 1 EMRK noch Art. 47 der Charta der Grundrechte entgegen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstdndlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht
konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw.
auf eine ohnehin klare Rechtslage stitzen.

In den Erlauterungen zur Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von ParkausweisenBGBI. Il
495/2013 wird ausgefiihrt, dass damit prazisere Kriterien fir die Beurteilung der Unzumutbarkeit der BenUtzung
offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden sollen. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei berlcksichtigt. Es war sohin keine - von der standigen Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes abweichende - Neuregelung beabsichtigt. Vielmehr wird in den Erlduterungen ausdrucklich
festgehalten, dass im Hinblick auf die ab 01.01.2014 eingerichtete zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit, um
Rechtssicherheit zu gewahrleisten und die Einheitlichkeit der Vollziehung der im Behindertenpass maoglichen
Eintragungen sicherzustellen, die Voraussetzungen, die die Vornahme von Eintragungen im Behindertenpass
rechtfertigen, in einer Verordnung geregelt werden sollen. Es handelt sich um eine einzelfallbezogene Beurteilung,
welche im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten Grundsatze vorgenommen worden ist.
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